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Gesetz zur Änderung des Vormundschafts- und Betreuungsrechts 
(BR-Drucks. 243/11; BT-Drucks. 17/5512, 17/3617) 
 

Das Gesetz ist am 6. Juli 2011 in Kraft getreten, mit Ausnahme von Art. 1 Nr 3 (§ 1837 Abs. 2 BGB nF) 
und Art. 2 (§ 55 Abs. 2,3 SGB VIII nF), die am 5. Juli 2012 in Kraft treten. 

 

Bisherige Fassung Verabschiedete Fassung 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

§ 1793 Aufgaben des Vormunds, Haftung des 
Mündels 
(1) Der Vormund hat das Recht und die Pflicht, für die 
Person und das Vermögen des Mündels zu sorgen, 
insbesondere den Mündel zu vertreten. § 1626 Abs. 2 
gilt entsprechend. Ist der Mündel auf längere Dauer in 
den Haushalt des Vormundes aufgenommen, so gelten 
auch die §§ 1618a, 1619, 1664 entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
(2) … 

§ 1793 Aufgaben des Vormunds, Haftung des 
Mündels 
(1) Der Vormund hat das Recht und die Pflicht, für die 
Person und das Vermögen des Mündels zu sorgen, 
insbesondere den Mündel zu vertreten. § 1626 Abs. 2 
gilt entsprechend. Ist der Mündel auf längere Dauer in 
den Haushalt des Vormundes aufgenommen, so gelten 
auch die §§ 1618a, 1619, 1664 entsprechend. 
(1a) Der Vormund hat mit dem Mündel persönli-
chen Kontakt zu halten. Er soll den Mündel in der 
Regel einmal im Monat in dessen üblicher Umge-
bung aufsuchen, es sei denn, im Einzelfall sind kür-
zere oder längere Besuchsabstände oder ein ande-
rer Ort geboten.  
(2) … 

§ 1800 Umfang der Personensorge 
Das Recht und die Pflicht des Vormunds, für die Per-
son des Mündels zu sorgen, bestimmen sich nach 
§§ 1631 bis 1633. 

§ 1800 Umfang der Personensorge 
Das Recht und die Pflicht des Vormunds, für die Per-
son des Mündels zu sorgen, bestimmen sich nach 
§§ 1631 bis 1633. Der Vormund hat die Pflege und 
Erziehung des Mündels persönlich zu fördern und 
zu gewährleisten. 

§ 1837 Beratung und Aufsicht 
(1) Das Familiengericht berät die Vormünder. Es wirkt 
dabei mit, sie in ihre Aufgaben einzuführen. 
(2) Das Familiengericht hat über die gesamte Tätigkeit 
des Vormunds und des Gegenvormunds die Aufsicht 
zu führen und gegen Pflichtwidrigkeiten durch geeig-
nete Gebote und Verbote einzuschreiten. Es kann dem 
Vormund und dem Gegenvormund aufgeben, eine 
Versicherung gegen Schäden, die sie dem Mündel 
zufügen können, einzugehen. 
 
 
(3) … 
(4) … 

§ 1837 Beratung und Aufsicht 
(1) Das Familiengericht berät die Vormünder. Es wirkt 
dabei mit, sie in ihre Aufgaben einzuführen. 
(2) Das Familiengericht hat über die gesamte Tätigkeit 
des Vormunds und des Gegenvormunds die Aufsicht 
zu führen und gegen Pflichtwidrigkeiten durch geeig-
nete Gebote und Verbote einzuschreiten. Es hat insbe-
sondere die Einhaltung der erforderlichen persönli-
chen Kontakte des Vormunds zu dem Mündel zu 
beaufsichtigen. Es kann dem Vormund und dem Ge-
genvormund aufgeben, eine Versicherung gegen Schä-
den, die sie dem Mündel zufügen können, einzugehen. 
(3) … 
(4) … 

§ 1840 Bericht und Rechnungslegung 
(1) Der Vormund hat über die persönlichen Verhältnis-
se des Mündels dem Familiengericht mindestens ein-
mal jährlich zu berichten. 
 
 
(2) … 
(3) … 
(4) … 

§ 1840 Bericht und Rechnungslegung 
(1) Der Vormund hat über die persönlichen Verhältnis-
se des Mündels dem Familiengericht mindestens ein-
mal jährlich zu berichten. Der Bericht hat auch An-
gaben zu den persönlichen Kontakten des Vor-
munds zu dem Mündel zu enthalten. 
(2) … 
(3) … 
(4) … 



 
Bisherige Fassung Verabschiedete Fassung 

§ 1908b Entlassung des Betreuers 
(1) Das Betreuungsgericht hat den Betreuer zu entlas-
sen, wenn seine Eignung, die Angelegenheiten des 
Betreuten zu besorgen, nicht mehr gewährleistet ist 
oder ein anderer wichtiger Grund für die Entlassung 
vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn der 
Betreuer eine erforderliche Abrechnung vorsätzlich 
falsch erteilt hat. Das Gericht soll den nach § 1897 
Abs. 6 bestellten Betreuer entlassen, wenn der Betreute 
durch eine oder mehrere andere Personen außerhalb 
einer Berufsausübung betreut werden kann. 
 
 
(2) … 

(3) … 

(4) … 

(5) … 

§ 1908b Entlassung des Betreuers 
(1) Das Betreuungsgericht hat den Betreuer zu entlas-
sen, wenn seine Eignung, die Angelegenheiten des 
Betreuten zu besorgen, nicht mehr gewährleistet ist 
oder ein anderer wichtiger Grund für die Entlassung 
vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn der 
Betreuer eine erforderliche Abrechnung vorsätzlich 
falsch erteilt oder den erforderlichen persönlichen 
Kontakt zum Betreuten nicht gehalten hat. Das 
Gericht soll den nach § 1897 Abs. 6 bestellten Betreuer 
entlassen, wenn der Betreute durch eine oder mehrere 
andere Personen außerhalb einer Berufsausübung be-
treut werden kann. 
(2) … 

(3) … 

(4) … 

(5) … 

Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

§ 55 Beistandschaft, Amtspflegschaft und Amts-
vormundschaft 
(1) Das Jugendamt wird Beistand, Pfleger oder Vor-
mund in den durch das Bürgerliche Gesetzbuch vorge-
sehenen Fällen (Beistandschaft, Amtspflegschaft, 
Amtsvormundschaft). 
(2) Das Jugendamt überträgt die Ausübung der Aufga-
ben des Beistands, des Amtspflegers oder des Amts-
vormunds einzelnen seiner Beamten oder Angestellten. 
Die Übertragung gehört zu den Angelegenheiten der 
laufenden Verwaltung. In dem durch die Übertragung 
umschriebenen Rahmen ist der Beamte oder Angestell-
te gesetzlicher Vertreter des Kindes oder des Jugendli-
chen. 
 

§ 55 Beistandschaft, Amtspflegschaft und Amts-
vormundschaft 
(1) Das Jugendamt wird Beistand, Pfleger oder Vor-
mund in den durch das Bürgerliche Gesetzbuch vorge-
sehenen Fällen (Beistandschaft, Amtspflegschaft, 
Amtsvormundschaft). 
(2) Das Jugendamt überträgt die Ausübung der Aufga-
ben des Beistands, des Amtspflegers oder des Amts-
vormunds einzelnen seiner Beamten oder Angestellten. 
Vor der Übertragung der Aufgaben des Amtspfle-
gers oder des Amtsvormunds soll das Jugendamt 
das Kind oder den Jugendlichen zur Auswahl des 
Beamten oder Angestellten mündlich anhören, 
soweit dies nach Alter und Entwicklungsstand des 
Kindes oder Jugendlichen möglich ist. Eine aus-
nahmsweise vor der Übertragung unterbliebene 
Anhörung ist unverzüglich nachzuholen. Ein voll-
zeitbeschäftigter Beamter oder Angestellter, der 
nur mit der Führung von Vormundschaften oder 
Pflegschaften betraut ist, soll höchstens 50 und bei 
gleichzeitiger Wahrnehmung anderer Aufgaben 
entsprechend weniger Vormundschaften oder 
Pflegschaften führen.  
(3) Die Übertragung gehört zu den Angelegenheiten 
der laufenden Verwaltung. In dem durch die Über-
tragung umschriebenen Rahmen ist der Beamte 
oder Angestellte gesetzlicher Vertreter des Kindes 
oder Jugendlichen. Amtspfleger und Amtsvormund 
haben den persönlichen Kontakt zu diesem zu hal-
ten sowie dessen Pflege und Erziehung nach Maß-
gabe des § 1793 Absatz 1a und § 1800 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs persönlich zu fördern und zu 
gewährleisten.  

 
 


